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Berlin. Das DRG-Institut InEK hat auf 
seiner Internetseite die Verfahrenseck-
punkte zur Vorbereitung des Anfrage-
Verfahrens nach § 6 Abs. 2 KHEntgG für 
das Jahr 2008 veröffentlicht. Mit Veröf-
fentlichung des Erfassungstools können 
ab sofort NUB-Anfragen für das Jahr 
2008 an das InEK durch die Krankenhäu-
ser gesendet werden. Die Frist zur Einrei-
chung der Anträge läuft bis zum 31. Ok-
tober 2007. Die Internetadresse lautet 
www.g-drg.de (News). 

Eine Liste von NUB-Leistungen, die für 
2007 mit Status 1 versehen waren und 
nach der Weiterentwicklung des G-DRG-
Fallpauschalen-Katalogs für 2008 im G-
DRG-System abgebildet sind, wird zusam-
men mit dem Fallpauschalen-Katalog für 
2008 auf der Internetseite des InEK ver-
öffentlicht. Für diese Leistungen ist keine 
NUB-Anfrage für 2008 erforderlich. Das 
Anfrageverfahren (inkl. Erfassungstool) 
wurde inhaltlich nicht verändert. Kon-
takt BVMed: winkler@bvmed.de. 

Innovationsklausel 2008 für DRGs gestartet

Wiesbaden. Krankenkassen und Leis-
tungserbringer müssen lernen, mit dem 
Instrument der Ausschreibungen im 
Hilfsmittelbereich vernünftig umzuge-
hen. Dazu gehört, dass sowohl die Quali-
tät der Hilfsmittelversorgung als auch die 
Vielzahl der Leistungserbringer gesichert 
bleibt, so die Experten einer MedInform-
Konferenz am 4. und 5. September 2007 
in Wiesbaden. Aus Unternehmenssicht 
seien Ausschreibungen dagegen kein ad-
äquates Mittel, um schwerstkranke, pfl e-
gebedürftige und chronisch kranke Pati-
enten optimiert und qualitätsorientiert 
zu versorgen. 
Deutlich wurde, dass das Vergaberecht 
für die Unternehmen im Hilfsmittelbe-

reich an Bedeutung gewinnen wird. Das 
europäische Vergaberecht stelle mit sei-
nen strengen formalen Vorschriften eine 
große Herausforderung dar, biete aber 
auch Vorteile durch effektiven Rechts-
schutz und transparente Verfahren. Zu 
einem vernünftigen Umgang mit dem 
Instrument der Ausschreibungen gehöre 
es, eine Aufteilung der Ausschreibung 
in Lose vorzunehmen sowie darauf zu 
achten, dass es zu keiner Verminderung 
der Versorgungsqualität komme. Hier 
müssten verstärkt Kontrollen stattfi nden, 
ob die Qualitätsstandards eingehalten 
werden, so die Hilfsmittelexpertin Carla 
Grienberger vom IKK-Bundesverband.  
Mehr: www.bvmed.de (Presse). 

Ausschreibungen: Vergaberecht wird wichtiger100. Medizinprodukte-
berater-Schulung

Berlin. Das Schulungsseminar „Basis-
modul für Medizinprodukteberater 
in Industrie- und Handelsunterneh-
men“ am 28. September 2007 in Ber-
lin ist die 100. Medizinproduktebe-
rater-Schulung von MedInform, dem 
Informations- und Seminarservice des 
BVMed. Seit 1996 hat MedInform damit 
rund 5.000 Medizinprodukteberater 
geschult. Informationen und Termine:  
www.bvmed.de (Veranstaltungen). 

In den meisten Indus-
trieländern werden 
die Gesundheitsaus-
gaben zum größten 
Teil öffentlich ge-
tragen. Ausnahmen 
sind beispielsweise 
Griechenland oder 
die USA. 
In Deutschland be-
trägt der öffentlich 
fi nanzierte Anteil 
(Steuern, Sozialver-
sicherungen) an den 
Ausgaben 78 Pro-
zent, die restlichen 
22 Prozent zahlen 
die Bürger aus ei-
gener Tasche bzw. 
über private Versi-
cherungen. 
Am niedrigsten ist 
der privat fi nan-
zierte Anteil an den 
Gesundheitsausga-
ben in Luxemburg, 
Tschechien, Groß-
britannien und in 
den skandinavischen 
Ländern. 

Studie zu MedTech-
Innovationshürden

Berlin. Das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung hat eine „Stu-
die zur Identifi zierung von Innova-
tionshürden in der Medizintechnik“ 
ausgeschrieben. Die Ausschreibungs-
bekanntmachung ist im Internet zu 
fi nden unter: www.gesundheitsfor-
schung-bmbf.de/de/1728.php. 

Klinikstatistik 2006
Wiesbaden. Es gibt immer weniger 
Krankenhäuser in Deutschland, in de-
nen immer mehr Patienten an immer 
weniger Tagen behandelt werden. Von 
2005 auf 2006 wurden 39 Häuser ge-
schlossen (minus 1,8 Prozent). Damit 
gibt es bundesweit, den neuen Zah-
len des Statistischen Bundesamtes  
zufolge, 2.100 Krankenhäuser sowie 
1.250 Vorsorge- und Reha-Kliniken. 
Pro 100.000 Einwohner standen 620 
Betten in Klinken und 209 in Rehabi-
litationseinrichtungen zur Verfügung. 
In den Krankenhäusern wurden 2006 
16,8 Millionen Patienten vollstationär 
behandelt, 1,7 Prozent mehr als 2005. 
Die durchschnittliche Verweildauer 
sank auf 8,5 Tage. Die Auslastung stieg 
von 74,9 auf 76,3 Prozent. Die Zahl der 
Vollkräfte im Krankenhaus beim ärzt-
lichen Personal nahm um 1,7 Prozent 
zu, dagegen sank sie im Pfl egedienst 
um 1,0 Prozent.

GKV-Finanzen
Berlin. Die Gesetzliche Krankenversi-
cherung (GKV) weist im 1. Halbjahr 
2007 einen Überschuss von rund 307 
Millionen Euro aus. Im 1. Halbjahr 
2006 hatten die Krankenkassen noch 
ein Defi zit von 50 Millionen Euro ver-
bucht. Da die Beiträge aus Einmalzah-
lungen erst in der zweiten Jahreshälfte 
fl ießen, erwarten Experten insgesamt 
ein deutliches Kassenplus in 2007.


